Dienstvertrag


zwischen
Hanseatic Broking Center GmbH
Herrengraben 1
20459 Hamburg

– nachfolgend „Auftraggeber“ –

und

xxx
xxx
xxx

– nachfolgend „Berater“ –

– gemeinsam nachfolgend „Vertragspartner“ –






§1 Vertragsgegenstand
(1) Gegenstand dieses Dienstvertrags ist die Erbringung selbständiger Beratungs- und Projektmanagementleistungen durch den Berater im Zusammenhang mit dem Aufbau und der Durchführung eines M&A-PMO. Die Leistungen umfassen insbesondere:  
· Unterstützung beim Aufbau, der Strukturierung und der laufenden Koordination des M&A-PMO.
· Koordination von Projektaktivitäten entlang des Akquisitionsprozesses.
· Nachverfolgung von Meilensteinen, Risiken, Entscheidungen und Abhängigkeiten.
· Vorbereitung und Moderation von Steuerungsgremien sowie Management-Meetings.
· Projektbezogene Koordination externer Berater im Rahmen der Commercial, Financial, Tax und Legal Due Diligence.
· Unterstützung eines professionellen Projekt- und Stakeholder-Managements.
· Unterstützung der Integrationsvorbereitung sowie der Day-1-Readiness-Aktivitäten.
· Entwicklung von Reporting-Strukturen und KPI-Dashboards.
· Enge Zusammenarbeit mit Management, Investoren, Fachbereichen und externen Beratern im Rahmen der vereinbarten Projektrolle.
(2) Die Leistungen des Beraters sind beratender, strukturierender und koordinierender Natur. Nicht Gegenstand dieses Vertrags sind die Übernahme organschaftlicher Leitungsfunktionen, rechtsgeschäftliche Vertretung des Auftraggebers, verbindliche Unternehmensbewertungen, Fairness Opinions, Rechts-, Steuer- oder Abschlussprüfungsleistungen, Anlageberatung, Vermittlung von Unternehmen oder Unternehmensteilen sowie die Verantwortung für das Zustandekommen, die Wirtschaftlichkeit oder den Erfolg einer Transaktion.	Comment by Daniel Hilmer: Interne Anmerkung: Hintergrund ist vermutlich, dass hier eine Erlaubnispflicht gesehen wird. Nach meinem Verständnis soll derartige Vermittlung aber grade vorgenommen werden, oder? Falls dem so ist, wäre der Passus zu streichen.	Comment by Daniel Hilmer: Interne Anmerkung: Deine Entscheidung, ob das für die Rolle so in Ordnung ist, oder Yavuz auch für Wirtschaftlichkeit einstehen soll. Bei einem Dienstvertrag tatsächlich typischerweise nicht geschuldet. 
(3) Dieser Vertrag begründet kein Arbeitsverhältnis, keine arbeitnehmerähnliche Stellung und keine organschaftliche Stellung des Beraters. Eine etwaige Bestellung zum Geschäftsführer oder in eine vergleichbare Organstellung bedarf einer gesonderten Vereinbarung.

§2 Leistungen des Beraters
(1) Der Berater erbringt die vereinbarten Leistungen nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer selbständiger Beratung und Projektsteuerung. Die Tätigkeit des Beraters beschränkt sich auf beratende, strukturierende, koordinierende und projektmanagementbezogene Leistungen im Rahmen der vereinbarten M&A-PMO-Rolle. Geschäftsführungs-, Linien-, Organ-, Bewertungs-, Vermittlungs- oder Transaktionserfolgsverantwortung wird nicht übernommen.	Comment by Daniel Hilmer: s.o.
(2) Der Berater schuldet keinen bestimmten wirtschaftlichen, finanziellen, rechtlichen, steuerlichen, transaktionsbezogenen oder operativen Erfolg.	Comment by Daniel Hilmer: s.o.
(3) Der Berater wird den Auftraggeber in regelmäßigen Abständen über den Stand und die wesentlichen Zwischenergebnisse schriftlich informieren und auf Anforderung des Auftraggebers eine monatliche schriftliche Übersicht der erbrachten Leistungen vorlegen.
(4) Der Auftraggeber stellt dem Berater rechtzeitig alle Informationen, Unterlagen, Ansprechpartner, Entscheidungen und Zugänge zur Verfügung, die für die Leistungserbringung erforderlich sind. Verzögerungen, die auf fehlende Mitwirkung, ausstehende Entscheidungen oder unvollständige Informationen des Auftraggebers oder Dritter zurückzuführen sind, gehen nicht zu Lasten des Beraters, sofern und soweit der Berater hierauf rechtzeitig und ernsthaft hingewiesen hat.

§3 Stellung des Beraters
(1) Der Berater erbringt seine Leistungen als selbständiger Unternehmer, unterliegt keinen Weisungen und trägt das unternehmerische Risiko selbst. Projektbezogene Abstimmungen, Zielsetzungen, Priorisierungshinweise und fachliche Briefings begründen kein arbeitsrechtliches Weisungsrecht.
(2) Der Berater ist in der Gestaltung von Zeit, Ort, Art und Durchführung seiner Tätigkeit frei, soweit die ordnungsgemäße Projektdurchführung und abgestimmte Termine dies zulassen. Der Berater ist nicht in die Arbeitsorganisation des Auftraggebers eingegliedert.
(3) Der Berater nutzt grundsätzlich eigene Arbeitsmittel. Soweit der Auftraggeber aus Sicherheits-, Compliance- oder technischen Gründen projektbezogene Zugänge, Systeme oder Arbeitsmittel bereitstellt, begründet dies keine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Auftraggebers.
(4) Der Berater übernimmt keine disziplinarische Verantwortung gegenüber Mitarbeitern des Auftraggebers und ist nicht berechtigt, den Auftraggeber rechtsgeschäftlich zu vertreten, Verpflichtungen für ihn einzugehen oder verbindliche Erklärungen in dessen Namen abzugeben, es sei denn, er wird im Einzelfall ausdrücklich schriftlich bevollmächtigt.
(5) Der Berater verpflichtet sich, für die Dauer des Vertrags eine angemessene Berufshaftpflichtversicherung (inkl. Vermögensschäden) mit einer Deckungssumme von mindestens EUR 300.000 je Schadensfall vorzuhalten und dem Auftraggeber auf Anforderung nachzuweisen.


§4 Vertragsbeginn und Kündigung
(1) Das Vertragsverhältnis beginnt am 1. Oktober 2026 und endet mit Ablauf des 31. Dezember 2026, ohne, dass es hierfür einer Kündigung bedarf..
(2) Eine vorzeitige ordentliche Kündigung ist für beide Parteien nicht ausgeschlossen. Das Vertragsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende gekündigt werden. Eine vorzeitige Kündigung aus wichtigem Grund ist nicht ausgeschlossen. Die Kündigung bedarf der Textform.
(3) Bereits erbrachte Leistungen sind bis spätestens 4 Wochen nach dem Beendigungszeitpunkt vollständig zu vergüten. Dies gilt auch für abgestimmte Übergabe-, Dokumentations- und Abschlussleistungen nach Zugang einer Kündigung.
(4) Eine Verlängerung dieser Vereinbarung bedarf der Schriftform. Eine konkludente Verlängerung ist ausgeschlossen.

§5 Vergütung
(1) Der Berater erhält für seine Leistungen einen Tagessatz von EUR 1.600,00 zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Ein Beratungstag umfasst bis zu acht Stunden Leistungserbringung. Angefangene halbe Tage können mit 50 % des Tagessatzes abgerechnet werden. Reisezeiten, Einsätze außerhalb üblicher Geschäftszeiten, Wochenend- oder Feiertagseinsätze sowie ein erheblicher zusätzlicher Leistungsumfang werden vorab zwischen den Parteien abgestimmt und, soweit nicht anders vereinbart, zeitanteilig auf Basis des Tagessatzes vergütet.
(2) Im Honorar sind sämtliche mit der Leistungserbringung typischerweise verbundenen allgemeinen Nebenkosten (z. B. Büro, Telekommunikation, EDV) abgegolten.
(3) Reisekosten und sonstige projektbezogene Auslagen werden nach vorheriger Abstimmung gegen Vorlage entsprechender Belege erstattet. Hierzu zählen insbesondere Bahn-, Flug-, Taxi-, Mietwagen-, Hotel- und sonstige notwendige Reisekosten. Außergewöhnliche Auslagen oder Reisekosten, die voraussichtlich jeweils 10 % des monatlich in Rechnung gestellten Honorars überschreiten, sind vorab mit dem Auftraggeber abzustimmen. 	Comment by Daniel Hilmer: Interne Anmerkung: Ganz sauber wäre noch die Kategorie der jeweiligen Reisemittel aufzunehmen (z.B. 1. oder 2. Klasse, Flüge nur Economy, Mietwagen der Mittelklasse, Preiskategorie/Klasse der Hotels, z.B. 150 EUR pro Nacht / 3-/4-Sterne). Dies ist durch die Anpassung etwas entschärft, führt aber ggfs. auch zu mehr Freigabeaufwand Deinerseits. 	Comment by Daniel Hilmer: Interne Anmerkung: Relevant? 
(4) Rechnungsstellung erfolgt monatlich zum Monatsende; Rechnungen sind jeweils innerhalb von 30 Kalendertagen nach Rechnungseingang zur Zahlung fällig.
Ein Zurückbehaltungs-, Aufrechnungs- oder Kürzungsrecht des Auftraggebers besteht nur wegen unbestrittener oder rechtskräftig festgestellter Gegenansprüche. Einwendungen des Auftraggebers gegen Grund oder Höhe der konkret abgerechneten Vergütung bleiben hiervon unberührt, soweit sie sich darauf beziehen, dass abgerechnete Leistungen nicht beauftragt, nicht erbracht oder rechnerisch fehlerhaft abgerechnet wurden. Der unstreitige Teil der Vergütung bleibt in jedem Fall fristgerecht zur Zahlung fällig.
§6 Krankheit und Urlaub
(1) Bei krankheits- oder sonstiger Verhinderung besteht kein Anspruch auf Vergütung für ausgefallene Arbeitstage.
(2) Urlaub oder geplante Abwesenheiten teilt der Berater dem Auftraggeber frühzeitig mit und berücksichtigt hierbei die Projekterfordernisse. Eine arbeitsrechtliche Genehmigungspflicht für Urlaub oder Abwesenheiten besteht nicht.

§7 Wettbewerbsverbot
(1) Der Berater verpflichtet sich, während der Vertragslaufzeit keine Tätigkeit für unmittelbare Wettbewerber des Auftraggebers im Bereich Versicherungsvertrieb und Versicherungsmaklergeschäft zu übernehmen, soweit hierdurch ein konkreter Interessenkonflikt mit dem Projekt entsteht. 
(2) Ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot besteht nicht.

§8 Haftung
(1) Der Berater haftet unbeschränkt bei Vorsatz. Zwingende gesetzliche Haftungstatbestände, insbesondere wegen Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit, bleiben unberührt.
(2) Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet der Berater nur bei Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Wesentliche Vertragspflichten sind solche Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung dieses Vertrags im Kern ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftraggeber regelmäßig vertrauen darf. Hierzu zählen insbesondere die projektbezogene Koordination, Status- und Risikoberichterstattung sowie die Wahrung der Vertraulichkeit. Nicht umfasst sind Transaktionserfolge, Unternehmensbewertungen, Due-Diligence-Fachergebnisse externer Berater, Investitionsentscheidungen, Kaufpreisentscheidungen, Integrations- oder Synergieerfolge sowie sonstige wirtschaftliche Ergebnisse des Auftraggebers.	Comment by Daniel Hilmer: s.o.
(3) In allen Fällen fahrlässiger Pflichtverletzung, einschließlich grober Fahrlässigkeit und einschließlich der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, ist die Haftung des Beraters, gleich aus welchem Rechtsgrund, insgesamt auf die während der Vertragslaufzeit an den Berater tatsächlich gezahlte Vergütungbegrenzt. Der Berater verpflichtet sich, einen etwaigen Schadensfall unverzüglich seiner Berufshaftpflichtversicherung zu melden und die Versicherungsabwicklung aktiv zu unterstützen. 
(4) Die Haftung ist in den Fällen der Absätze 2 und 3 auf unmittelbare, vorhersehbare und vertragstypische Schäden beschränkt.
(5) Die Haftung für entgangenen Gewinn, mittelbare Schäden, Folgeschäden, ausgebliebene Transaktionserfolge, Unternehmenswertminderungen, Finanzierungsschäden, Integrationsschäden, Reputationsschäden, Produktions- oder Betriebsunterbrechungsschäden sowie sonstige indirekte Schädenist ausgeschlossen, soweit gesetzlich zulässig.
(6) Der Berater übernimmt keine Garantie, keine Erfolgszusage und keine verschuldensunabhängige Einstandspflicht für wirtschaftliche, rechtliche, steuerliche, finanzielle, transaktionsbezogene oder operative Ergebnisse.	Comment by Daniel Hilmer: s.o.
(7) Eine Vertragsstrafe, pauschalierter Schadenersatz oder eine verschuldensunabhängige Freistellungsverpflichtung des Beraters wird nicht vereinbart.

§9 Verschwiegenheit und Nutzungsrechte
(1) Der Berater wird sämtliche ihm im Zusammenhang mit der Tätigkeit zugänglich werdenden vertraulichen Informationen und Geschäftsgeheimnisse des Auftraggebers oder verbundener Unternehmen streng vertraulich behandeln und weder während noch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses unbefugt Dritten zugänglich machen. Gesetzliche Aufbewahrungspflichten, berechtigte Dokumentationsinteressen sowie Erfordernisse zur Abrechnung, Compliance, Rechtsverteidigung oder Versicherungsmeldung bleiben unberührt. Die Pflicht gilt nicht für Informationen, die allgemein bekannt oder dem Berater nachweislich bereits bekannt sind oder nachträglich ohne Pflichtverletzung bekannt werden. Die Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich ausdrücklich auch auf Informationen über Zielunternehmen, Investoren, Transaktionsstrukturen, Unternehmensbewertungen, Due-Diligence-Ergebnisse sowie sämtliche im Rahmen von M&A-Projekten erlangten Kenntnisse.
(2) Die Offenlegung gegenüber Versicherern oder sonstigen zur Vertraulichkeit verpflichteten Personen ist zulässig, soweit dies für Vertragsdurchführung, Abrechnung, Rechtsverteidigung, Versicherungsmeldung oder gesetzliche Pflichten erforderlich ist.
(3) Bei Vertragsende wird der Berater vom Auftraggeber überlassene Unterlagen, Datenträger und vertrauliche Informationen unaufgefordert (i) herausgeben oder (ii) löschen und die Vornahme der Löschung gegenüber dem Auftraggeber versichern, soweit keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten, berechtigten Dokumentationsinteressen oder Erfordernisse zur Abrechnung, Compliance, Rechtsverteidigung oder Versicherungsmeldung entgegenstehen. Ein etwaiges Zurückbehaltungsrecht wegen offener, fälliger und unbestrittener Vergütungsansprüche bleibt unberührt.
(4) Der Auftraggeber erhält für alle im Rahmen dieses Vertrages durch den Berater erstellten Arbeitsergebnisse (Konzepte, Dokumentationen, Berichte, Präsentationen etc.) ein einfaches, zeitlich und räumlich unbeschränktes, übertragbares Nutzungsrecht zum eigenen und konzerninternen Gebrauch. Die Übertragung ausschließlicher Rechte oder Urheberbenennung ist nicht vorgesehen.
(5) Vorbestehende Methoden, Konzepte, Templates, Frameworks, Prozessmodelle, Präsentationsstrukturen, Checklisten, Arbeitstechniken, Know-how, allgemeine Beratungsmethoden, Standardunterlagen und sonstiges Background-IP des Beraters verbleiben beim Berater. Der Berater bleibt berechtigt, allgemeine, nicht vertrauliche Erkenntnisse, Methoden und Erfahrungswissen in anderen Mandaten zu verwenden.
(6) Die Übertragung ausschließlicher Nutzungsrechte ist nicht vereinbart. Urheberpersönlichkeitsrechte bleiben unberührt.

§10 Schlussbestimmungen
(1) [bookmark: _Hlk217393807]Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für den Verzicht auf die Schriftform selbst.
(2) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss der Kollisionsnormen.
(3) Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung ist, soweit gesetzlich zulässig, Hamburg.
(4) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Die Parteien verpflichten sich, anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung eine solche zu vereinbaren, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung möglichst nahekommt. Entsprechendes gilt für etwaige Regelungslücken.


Hamburg, den _________________		xxx, den xx.06.2026


_____________________________		_____________________________
(Gert Schlossmacher, HBC GmbH)		(xxx)



